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 › Der demografische Wandel verstärkt den Druck 
auf die Sozialsysteme und führt ohne Reformen zu 
weiter steigenden Sozialversicherungsbeiträgen. Dies 
belastet insbesondere geringverdienende Haushalte, 
die relativ betrachtet bereits hohe Abgaben leisten 
müssen.

 › Da steuerliche Entlastungen vor allem in der Mittel-
schicht wirken, können geringverdienende Haushalte 
effektiver im Rahmen der Sozialversicherungsbeiträge 
entlastet werden.

 › Ein allgemeiner Freibetrag führt laut Modellrechnun-
gen zu einer signifikanten Reduzierung der Abgaben-
last. Eine solche Maßnahme ist jedoch kostenintensiv 

und könnte sich durch geringere Einzahlung in die 
gesetzliche Rentenversicherung langfristig unter 
Umständen kontraproduktiv auswirken. 

 › Vielversprechender ist ein Freibetrag auf Beiträge in 
der gesetzlichen Krankenversicherung, da die finan-
zielle Belastung relativ groß ist, aber das Äquivalenz-
prinzip nicht verletzt wird.

 › Um die Kosten eines Freibetrags überschaubar zu 
halten, erscheint es mit dem Ziel der Entlastung 
geringverdienender Haushalte sinnvoll, Freibeträge 
nur zielgerichtet für eine klar definierte Zielgruppe zu 
gewähren.

http://www.kas.de


 2Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.
Analysen & Argumente

Nr. 522
Februar 2024

Die finanzielle Belastung von Haushalten in Deutschland nahm in den letzten Jahren bedingt 
durch multiple Krisen und vergleichsweise hohe Inflationsraten immer weiter zu. Gleichzeitig 
warnen Expertinnen und Experten – wie beispielsweise das Mitglied des Sachverständigen-
rats Prof. Martin Werding – davor, dass die Höhe der Sozialversicherungsbeiträge ohne 
Reform weiter steigen müsste, um die Folgen des demografischen Wandels zu kompensie-
ren.1 Damit nähme die Abgabenlast allgemein und insbesondere die relative Belastung für 
einkommensschwache Haushalte weiter zu.

Eine detaillierte Analyse der Verteilung der Steuer- und Abgabenlast von Isaak u. a. (2021) 
verdeutlicht, dass sich die hohe finanzielle Belastung einkommensschwacher Haushalte vor 
allem aus indirekten Steuern (Konsumsteuern) und Sozialversicherungsbeiträgen zusam-
mensetzt.2 Dies impliziert, dass diese Haushalte insbesondere durch geringere Sozialver-
sicherungsbeiträge profitieren würden. Steuerliche Entlastungen im Zuge der Einkommen-
steuer sind hingegen eher nicht geeignet, um dieses Ziel zu erreichen. Angesichts aktueller 
Herausforderungen mag es politisch sinnvoll sein, Haushalte mit geringem Einkommen 
finanziell zu entlasten. Wie könnte dies umgesetzt werden?

Geringere Abgabenlast für einkommensschwache Haushalte durch 
einen Freibetrag in den Sozialversicherungen

Es erscheint denkbar, ein bereits etabliertes Instrument der Einkommensteuer auch in den 
Sozialversicherungen einzusetzen: einen allgemeinen Freibetrag. Dadurch würden die Ein-
nahmen aus sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung bis zu einer gesetzlich definierten 

Niedrigere Sozialver-
sicherungsbeiträge 

würden insbeson-
dere geringverdie-

nende Haushalte 
deutlich entlasten.

Inhaltsverzeichnis

Geringere Abgabenlast für einkommensschwache Haushalte durch einen Freibetrag  
in den Sozialversicherungen   2
Ein Freibetrag in der gesetzlichen Krankenversicherung als vielversprechende Alternative?   3
Modellierung der Einführung eines Freibetrags in der gesetzlichen Krankenversicherung   4
Fazit   6
Die Autorin   8



 3Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.
Analysen & Argumente

Nr. 522
Februar 2024

Höhe abgabefrei bleiben. Einkommen, welches den Freibetrag übersteigt, unterläge den 
geltenden Regelungen. Der Monitor Mehr Netto vom Brutto – Über die Sinnhaftigkeit der Ein-
führung eines Freibetrags in den Sozialversicherungen3 greift diese Überlegungen auf und prüft 
die Auswirkungen der Einführung eines Freibetrags in den Sozialversicherungen in Höhe  
von 750 EUR im Monat.

Die Modellrechnungen führen dabei zu folgenden Schlussfolgerungen: Erstens reduziert 
ein allgemeiner Freibetrag die Abgabenlast signifikant. Je nach Ausgestaltung entlastet ein 
Freibetrag sozialversicherungspflichtig Beschäftigte um durchschnittlich 42 bis 136 EUR 
monatlich. Die Entlastung fällt dabei prozentual am stärksten für Midi-Jobberinnen und 
-Jobber mit einem Bruttoeinkommen im sogenannten Grenzbereich in Höhe von 520 bis 
2.000 EUR monatlich aus. Ein allgemeiner Freibetrag ist zweitens mit hohen Kosten für die 
Sozialversicherungen verbunden. Würde der Freibetrag in Höhe von 750 EUR pro Monat für 
alle sozialversicherungspflichtig Beschäftigten gewährt, entspräche dies Einnahmeverlusten 
von grob geschätzt etwa 62,6 Mrd. EUR jährlich. Auch die Beschränkung des Freibetrags für 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte mit einem Einkommen bis 3.000 EUR brutto monat-
lich wäre mit Kosten in Höhe von circa 20,0 Mrd. EUR jährlich verbunden und könnte nicht 
allein durch eine Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze gegenfinanziert werden. Drittens 
bleiben bei der Modellierung einige Fragen zur konkreten Ausgestaltung offen.4 Unter ande-
rem ist beispielsweise unklar, wie sich die Einführung eines allgemeinen Freibetrags lang-
fristig auswirkt, wenn in die gesetzliche Rentenversicherung über den Lebensverlauf weniger 
Beiträge eingezahlt werden.

Ein Freibetrag in der gesetzlichen Krankenversicherung als vielver-
sprechende Alternative?

Die Einführung eines allgemeinen Freibetrags erscheint rechtlich kompliziert und zu teuer. 
Eine Alternative könnte die Einführung eines Freibetrags in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) darstellen. Im Vergleich zu einem allgemein geltenden Freibetrag hätte dies 
einige Vorteile:

 › Die finanzielle Belastung durch die Sozialversicherungsbeiträge für die gesetzliche Kran-
kenversicherung ist mit einem Arbeitnehmeranteil in Höhe von 7,3 Prozent relativ groß, 
sodass die Entlastungen spürbar ausfallen dürften.5

 › Im Gegensatz zur gesetzlichen Rentenversicherung sind die Einzahlungen in der gesetz-
lichen Krankenversicherung nicht unmittelbar an Auszahlungen beziehungsweise Leis-
tungshöhe und deren Qualität gekoppelt, sodass keine langfristigen Auswirkungen auf 
die Betroffenen zu erwarten sind und das Äquivalenzprinzip unberührt bleibt.

 › Die Kosten der Einführung eines Freibetrags in der gesetzlichen Krankenversicherung 
sollten die im Monitor Mehr Netto vom Brutto – Über die Sinnhaftigkeit der Einführung eines 
Freibetrags in den Sozialversicherungen veranschlagten Kosten bei der Einführung eines 
allgemeinen Freibetrags deutlich unterschreiten.

Ein allgemeiner Frei-
betrag in den Sozial-

versicherungen führt 
zu einer signifikanten 

Reduzierung der 
Abgabenlast, wäre 

aber sehr teuer.

Ein Freibetrag in der 
gesetzlichen Kranken-

versicherung hätte 
einige Vorteile.
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Modellierung der Einführung eines Freibetrags in der gesetzlichen 
Krankenversicherung

Basierend auf den oben genannten Überlegungen wurden die Berechnungen des Monitors 
entsprechend angepasst.6 Anstelle eines allgemeinen Freibetrags wird ein Freibetrag in Höhe 
von 750 EUR pro Monat für die Sozialversicherungsbeiträge in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung berücksichtigt.7 Der Freibetrag wird nicht für den individuellen Zusatzbeitragssatz 
gewährt. Die zentralen Ergebnisse lauten dabei wie folgt:

Abbildung 1: Abgabenlast im Status quo versus bei einem Freibetrag i. H. v. 750 EUR in 
der GKV für alle Einkommen

Eigene Darstellung unter Berücksichtigung der dargestellten Annahmen

Die Einführung eines Freibetrags in Höhe von 750 EUR in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung für alle Einkommen entlastet sozialversicherungspflichtig Beschäftigte durchschnittlich 
um 50 EUR monatlich (1,7 Prozentpunkte). Am spürbarsten fallen die Entlastungen dabei für 
Midi-Jobs im Einkommensbereich von 520 bis 2.000 EUR brutto pro Monat aus (Vgl. Abbil-
dung 1 und Abbildung 2). Grob geschätzt liegt die Ausfallquote in den Sozialversicherungen 
bei etwa 3,6 Prozent. Dies entspräche Mehrkosten von etwa 22,6 Mrd. EUR pro Jahr.

Ein Freibetrag in der 
GKV entlastet sozial-

versicherungspflichtig 
Beschäftigte merk-

lich, die Abgabenlast 
ist aber höher als  

bei einem allgemei-
nen Freibetrag.
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Abbildung 2: Höhe der Sozialversicherungsbeiträge in EUR im Status quo versus bei 
einem Freibetrag i. H. v. 750 EUR in der GKV für alle Einkommen

Eigene Darstellung unter Berücksichtigung der dargestellten Annahmen

Wird der Freibetrag von 750 EUR für alle sozialversicherungspflichtig Beschäftigten gewährt, 
erfahren selbst Haushalte über den Beitragsbemessungsgrenzen finanzielle Entlastungen. 
Es stellt sich die Frage, ob dies politisch gewünscht ist. In Anlehnung an den Monitor wird 
in einem alternativen Szenario modelliert, wie hoch die Entlastungen ausfallen, würde ein 
Freibetrag nur für Einkommen unter 3.000 EUR brutto pro Monat gewährt. Dies entspricht in 
etwa der Gruppe der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in den unteren drei Dezilen 
der Einkommensverteilung.8

Abbildung 3: Abgabenlast im Status quo versus bei einem Freibetrag i. H. v. 750 EUR in 
der GKV für Einkommen unter 3.000 EUR brutto/Monat

Eigene Darstellung unter Berücksichtigung der dargestellten Annahmen

Sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte 
würden durch einen 

Freibetrag in der GKV 
um etwa 50 Euro 

monatlich entlastet.
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Die Einführung eines Freibetrags in Höhe von 750 EUR in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung für Einkommen unter 3.000 EUR brutto im Monat entlastet Erwerbstätige in sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigung um durchschnittlich 16 EUR monatlich (1,1 Prozent-
punkte, Vgl. Abbildung 3). Für Personen unterhalb der Einkommensschwelle von 3.000 EUR 
pro Monat – das heißt Personen, die in dem gewählten Szenario einen Freibetrag in der 
gesetzlichen Krankenversicherung gewährt bekämen – ist die Entlastung mit durchschnittlich 
53 EUR (3,5 Prozentpunkte) hingegen durchaus spürbar. Die Ausfallquote in den Sozialversi-
cherungen läge in diesem Fall bei etwa 1,2 Prozent (7,2 Mrd. EUR pro Jahr). Die vorliegenden 
Berechnungen vernachlässigen, dass die Einführung eines Freibetrages zu Verhaltensanpas-
sungen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern führen kann.

Fazit

Nach heutigem Stand bleiben noch einige Fragen zur konkreten Ausgestaltung eines Frei-
betrags in der gesetzlichen Krankenversicherung offen, die weiterer Prüfung bedürfen, zum 
Beispiel die Auswirkungen auf Sozialversicherungsbeiträge von Arbeitgebern oder die Frage, 
ob ein Abschmelzen des Freibetrags gegenüber dem hier geschilderten Szenario eines har-
ten Cut-offs vorteilhaft ist.

Ein Freibetrag in der gesetzlichen Krankenversicherung könnte möglicherweise ein viel-
versprechendes Instrument darstellen, um einkommensschwache Haushalte finanziell zu 
entlasten und die Abgabenlast sozialversicherungspflichtig Beschäftigter um etwa 50 EUR 
monatlich zu reduzieren. Um die Ausfallquote in der gesetzlichen Krankenversicherung 
möglichst gering und die Kosten der Reform überschaubar zu halten, erscheint es sinn-
voll, Freibeträge nur zielgerichtet für eine klar definierte Zielgruppe (z. B. Einführung nur 
für eine bestimmte Einkommensgruppe) zu gewähren. Dabei ist die genaue Definition der 
Zielgruppe sowie die Ausgestaltung der Finanzierungsmöglichkeiten entsprechend der im 
politischen Diskurs entwickelten normativen Vorgaben Aufgabe der politischen Entschei-
dungsträgerinnen und -träger.
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